Antrag an den Lüner SPD-Stadtverbandsparteitag 6.7.2013

a)
Stichwort

b)
Antragsteller

c)
Wortlaut des Antrages bzw. der Entschließung und Begründung


a)
Rentenniveau absichern
b)
SPD-Ortsverein Lünen-Beckinghausen
c)
Der Lüner SPD Stadtverbandsparteitag möge beschließen:

Die Delegierten des Lüner SPD-Stadtverbandsparteitages fordern die SPD und die SPD-Bundestagsfraktion auf, auf die Bundesregierung einzuwirken, die gesetzliche Rentenversicherung existenzsichernd und armutsfest zu gestalten. 
Jeder der ein lebenlang gearbeitet hat, muss von seiner Rente leben können. 

Die Rentenversicherung ist durch Integration (Versicherungspflicht) der Beamten und Anhebung der Beitragsbemessungsgrenzen zu stärken. Das geht nur unter gleichzeitiger Diskussionsaufnahme zur Reform des öffentlichen Dienstrechtes und einer deutlichen Erhöhung der Beamtenbezüge, damit diese für ihre Altersversorgung selbst aufkommen können.
Auch soll darauf eingewirkt werden, eine Rentenversicherungspflicht für alle hauptberuflich Selbstständigen einzuführen. Schon jetzt ist im Sozialgesetzbuch festgelegt, dass bestimmte Berufsgruppen trotz Selbständigkeit in die gesetzliche Rente einzahlen müssen.  Damit wird eine Basisabsicherung für das Alter und bei Berufsunfähigkeit erreicht und u.a. auch vor Altersarmut geschützt. 

Begründung:
Durch eine Vielzahl gesetzlicher Eingriffe in den vergangenen zehn Jahren wird die gesetzliche Rente bis zum Jahr 2030 um insgesamt bis zu 30 % zusammengekürzt. Diese Leistungskürzungen sollen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch zusätzliche Vorsorge ausgleichen. Doch nur einem Teil der Beschäftigten gelingt dies auch. So schafft es etwa im untersten Einkommensbereich derzeit gerade einmal ein Viertel, durch einen Riester-Vertrag zusätzlich für das Alter vorzusorgen. 
Nach der aktuellen Rechtslage soll das Rentenniveau von heute 51 % auf 43 % im Jahr 2030 abgesenkt werden. Wenn wir nicht vom Stand heute ausgehen, sondern vom Stand des Jahres 2001, dann soll der Leistungsumfang im Vergleich insgesamt um knapp ein Drittel gesenkt werden! 
Dadurch müssen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit z. B. einem Monatseinkommen von 2.500,-- Euro brutto künftig allein 35 Jahre (heute 27 Jahre) lang Rentenbeiträge zahlen, nur um eine Rente knapp über der Armutsgrenze  zu bekommen. Bei einem Einkommen von 2.000,-- Euro wären dafür schon 43 Jahre nötig. Das heißt, Altersarmut und sozialer Abstieg sind nicht nur auf besondere Problemgruppen wie Erwerbsgeminderte, Langzeitarbeitslose, Geringverdienende oder Selbstständige beschränkt, sondern erreichen auch die Mitte der Gesellschaft.
Die Absenkung des Rentenniveaus ist ein wesentlicher Grund für zukünftig steigende Altersarmut. Durch das Anheben des Rentenniveaus wird eine Ausweitung der Altersarmut vermieden und darüber hinaus die dadurch entstehenden Sozialhilfekosten für Steuerzahler/innen bzw. die Kommunen gemildert. Durch die Integration der Beamten sowie der Selbstständigen und die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenzen wird diese zukunftssichernde Maßnahme aus finanzieller Sicht auch im Sinne der Generationsgerechtigkeit durch Verteilung der Lasten auf stärkere und mehr Schultern möglich.
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